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Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 1
Ziffer 2 a (neu)

2a. fordert die Verabschiedung eines neuen Kodex, bei dem das Problem der 
Proliferation von Rüstungsgütern und eine Einbeziehung der Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000 des Rates vom 22. Juni 2000 über eine Gemeinschaftsregelung für die 
Kontrolle der Ausfuhr von Gütern und Technologien mit doppeltem 
Verwendungszweck1 stärker berücksichtigt werden, dringt auf weitere 
Verbesserungen bis zur Verabschiedung des neuen Kodex wie z.B. eine 
Implementierung eines Menschenrechtskriteriums, das sich nicht darin erschöpfen 
darf, ob ein Land bereit ist, das Kriegsvölkerrecht einzuhalten, und fordert eine 
höhere politische Verbindlichkeit, solange eine rechtliche Verbindlichkeit nicht 
gegeben ist;

Or. de

  
1 ABl. L 159 vom 30.6.2000, S. 1.
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Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 2
Ziffer 3

3. begrüßt insbesondere die Fortschritte bei der Harmonisierung der nationalen Berichte, 
die Regularisierung der 2004 vorgenommenen Überprüfung des Kodex (neue 
operative Bestimmung Nr. 13), die Einführung eines als „Toolbox“ bezeichneten 
Pakets von Verfahren nach Aufhebung eines Waffenembargos, die Weiterentwicklung 
des Benutzerleitfadens (operative Bestimmung Nr. 12) und die Bemühungen zur 
Schaffung von Leitlinien für die bewährte Verfahrensweise bei der Umsetzung des 
Kriteriums 8 (Bewertung der Vereinbarkeit der Waffenausfuhren mit der technischen 
und wirtschaftlichen Kapazität des Empfängerlandes); fordert in diesem 
Zusammenhang, dass keine Rüstungsexporte in Länder, die Menschenrechte 
verletzen, stattfinden dürfen; das Kriterium 8 ist entsprechend zu präzisieren;

Or. de

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 3
Ziffer 3 a (neu)

3a. fordert, dass der Kodex endlich rechtsverbindlich wird, und dringt darauf, dass der 
Rat eine Entscheidung über die Rechtsverbindlichkeit des Kodex nicht weiter 
verschiebt, wie auf der Tagung des Europäischen Rates  am 17./18. Juni 2005 
geschehen;

Or. de

Änderungsantrag von Ana Maria Gomes

Änderungsantrag 4
Ziffer 4 a (neu)

4a. fordert die Mitgliedstaaten auf, einen geänderten und vor allem rechtlich 
verbindlichen Verhaltenskodex auszuarbeiten, der die gemeinschaftliche 
Entwicklungspolitik umfassend berücksichtigt und somit zu einer kohärenten 
Europäischen Außenpolitik beiträgt; 

Or. en
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Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 5
Ziffer 5

5. betont die Notwendigkeit, das Kriterium 8 anzuwenden, wobei bei der Beurteilung, ob 
ein Drittland oder eine Region für die dorthin auszuführenden Waffen geeignet ist, die 
Einhaltung der Menschenrechte allgemein und die Einhaltung 
entwicklungspolitischer Standards zwingend sind;

Or. de

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 6
Ziffer 5 a (neu)

5a. fordert vom Rat, dual-use-Güter wie Rüstungsgüter einzustufen und bei der 
Überarbeitung des Kodex der Tendenz Rechung zu tragen, dass zwischen dem 
zivilen und dem militärischen Bereich die Trennung immer unschärfer wird;  regt 
eine Debatte darüber  an, was die Tendenz, dass es einen immer stärkeren Transfer 
ziviler in militärische Technik gibt, in Zukunft für die Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000  und den Kodex zu bedeuten hat;

Or. de

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 7
Ziffer 7

7. weist darauf hin, dass die globale Zunahme von Kleinwaffen zu einem Anstieg der 
bewaffneten Gewalt führt und in der Folge eine nachhaltige Entwicklung 
unterminiert wird und dass Frauen und Kinder besonders negativ durch die 
Zunahme der Verbreitung von Kleinwaffen betroffen sind, und fordert die 
Kommission und den Rat daher auf, Leitlinien für Kleinwaffen und leichte Waffen 
betreffende Politiken und Programmen in Entwicklungsländern auszuarbeiten, die mit 
den Zielen der Entwicklungspolitik abgestimmt und vereinbar sind, dabei mit 
Nichtregierungsorganisationen zusammen zu arbeiten und zu gewährleisten, dass 
die Leitlinien die negativen Auswirkungen der Verbreitung von Kleinwaffen auf 
eine nachhaltige Entwicklung und auf Frauen und Kinder insbesondere 
berücksichtigen;

Or. de
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Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 8
Ziffer 8

8. fordert die Kommission und den Rat auf, für 2005 und 2006 den Bedarf an 
Haushaltsmitteln und die Finanzierungsquellen für Programme, die Kleinwaffen und 
leichte Waffen zum Gegenstand haben bzw. damit in Zusammenhang stehen, klar zu 
benennen; dringt darauf, dass die Kommission und Rat prüfen, ob 
entwicklungspolitische Initiativen, die sich kritisch mit Rüstungsexporten aus EU-
Mitgliedstaaten auseinandersetzen, eine finanzielle Förderung erhalten sollte; weist 
in diesem Zusammenhang auf Einsparpotenziale bei der Europäischen 
Verteidigungsagentur  nach der Nicht-Ratifizierung des EU-Verfassungsvertrages 
hin;

Or. de

Änderungsantrag von Ana Maria Gomes

Änderungsantrag 9
Ziffer 9

9. erinnert den Rat und die Kommission daran, dass das Versäumnis, den Kodex und 
neue Initiativen wie das vorgeschlagenen internationale Abkommen über den 
Waffenhandel weiter zu entwickeln, die Gefahr in sich birgt, dass die 
entwicklungspolitische Zusammenarbeit der Europäischen Union so wie auch die vor 
Ort im Bereich Kleinwaffen und leichte Waffen sowie Entwaffnung, Demobilisierung 
und Wiedereingliederung laufenden Tätigkeiten untergraben werden, wodurch das 
Erreichen der Millennium-Entwicklungsziele erschwert wird; 

Or. en

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 10
Ziffer 12

12. fordert weitere Gesprächen mit dem Rat und im Europäischen Parlament und spricht 
sich dafür aus, eine Europäische Agentur für die Kontrolle des Verbots von 
Rüstungsexporten zu errichten, die die Wirksamkeit der Regelungen der 
Europäischen Union in diesem Bereich überwachen und überprüfen könnte; regt die 
Gründung einer weiteren Agentur für Abrüstung und Konversion an und fordert 
den Rat auf, die Europäische Verteidigungsagentur  abzuschaffen, da diese 
Institution mit der angestrebten Förderung des innereuropäischen 
Rüstungsgüterhandels automatisch zu einer weiteren Förderung der 
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Rüstungsexporte beiträgt;

Or. de

Änderungsantrag von Nirj Deva

Änderungsantrag 11
Ziffer 13

entfällt

Or. en

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 12
Ziffer 13

13. fordert die Ausarbeitung einer Sensibilisierungsstrategie zur Förderung des Kodex in 
der Europäischen Union und in den Beziehungen mit Drittstaaten und -regionen, in 
deren Rahmen betont werden sollte, dass Waffenausfuhren aus der EU in 
Entwicklungsländer mit erheblichen Auswirkungen verbunden sind, dass sie sich nicht 
nur auf die Volkswirtschaften und Handelsstrategien auswirken, sondern im weiteren 
Sinne auch auf die soziopolitischen Prozesse und dass sich staatliche und private 
Unternehmen in ihren Beziehungen zu den Entwicklungsländern ihrer Verantwortung, 
sei es auf der Ebene der Gesellschaft oder des Unternehmens, bewusst sein müssen;
dringt deshalb auch darauf, dass die Europäische Verteidigungsagentur abgeschafft 
wird, weil sie einen nachhaltigen Einfluss auf eine Förderung der Rüstungsexporte  
durch ihren rüstungspolitischen Ausgleich zwischen den großen, Rüstungsgüter 
exportierenden Nationalstaaten in der Europäischen Union haben wird;

Or. de

Änderungsantrag von Nirj Deva

Änderungsantrag 13
Ziffer 14

entfällt

Or. en



PE 362.684v01-00 6/6 AM\580314DE.doc

DE

Änderungsantrag von Feleknas Uca

Änderungsantrag 14
Ziffer 16 a (neu)

16a. unterstützt eine Debatte in den Mitgliedstaaten, ob Rüstungsexporte, wie 
beispielsweise in Deutschland, haushaltsrechtlich weiterhin wie andere Güter 
behandelt werden dürfen, was die deutsche Bundesregierung verpflichtet, alte 
Waffen zu verkaufen, und für den Fall, dass dies nicht möglich ist, sie an 
denjenigen abzugeben, der bereit ist, diese abzuholen, mit der Maßgabe, dass keine 
weiteren Kosten entstehen; fordert eine grundlegende Verständigung in Europa, ob 
Rüstungsexporte für die EU Instrument (nationaler) Machtpolitik sein dürften;

Or. de

Änderungsantrag von Hélène Goudin

Änderungsantrag 15
Ziffer 17 a (neu)

17a. betont die Bedeutung der umfassenden Zusammenarbeit der EU mit den Vereinten 
Nationen; fordert die Konsultation der Vereinten Nationen bei möglichen 
Kontrollen von Waffenausfuhren;

Or. sv


